
Schließlich habe der Rat insoweit einen offensichtlichen Be­
urteilungsfehler begangen, als er befunden habe, dass außer­
gewöhnliche Umstände vorgelegen hätten, die den Erlass der 
genehmigten Maßnahme rechtfertigten. Soweit außerge­
wöhnliche Umstände vorliegen sollten, genehmige der ange­
fochtene Beschluss Beihilfen, die diesen außergewöhnlichen 
Umständen nicht gerecht werden könnten oder unter Ver­
stoß gegen den Verhältnismäßigkeitsgrundsatz über das hi­
nausgingen, was diese Umstände erforderten. 

( 1 ) 2009/983/EU (ABl. L 338, S. 93). 
( 2 ) ABl. C 319, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Hof van Cassatie van 
België (Belgien), eingereicht am 1. März 2010 — 
Procureur-Generaal bij het Hof van Beroep te 
Antwerpen/Zaza Retail BV (Phillippe und Cécile 
Noelmans in ihrer Eigenschaft als Konkursverwalter der 
Zaza Retail BV (Belgien)), Streithelferin der 
Kassationsbeschwerdegegnerin: Zaza Retail BV [Manon 
Cordewener in ihrer Eigenschaft als Konkursverwalterin 

der Zaza Reteil BV (Niederlande)) 

(Rechtssache C-112/10) 

(2010/C 113/51) 

Verfahrenssprache: Niederländisch 

Vorlegendes Gericht 

Hof van Cassatie van België 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kassationsbeschwerdeführer: Procureur-Generaal bij het Hof van 
Beroep te Antwerpen 

Kassationsbeschwerdegegnerin: Zaza Retail BV 

(Philippe und Cécile Noelmans in 
ihrer Eigenschaft als Konkursver­
walter der Zaza Retail BV [Belgien]) 

Streithelferin: Zaza Retail BV 

(Manon Cordewener in ihrer Eigen­
schaft als Konkursverwalterin der 
Zaza Retail BV [Niederlande]) 

Vorlagefragen 

1. Umfasst der Begriff „die Bedingungen, die … vorgesehen 
sind“ in Art. 3 Abs. 4 Buchst. a der Insolvenzverordnung ( 1 ) 

auch die Bedingungen, die eine für die Beantragung des 
Insolvenzverfahrens erforderliche Eigenschaft oder das dafür 
erforderliche Interesse einer Person — wie der Staatsanwalt­
schaft eines anderen Mitgliedstaats — betreffen, oder bezie­
hen sich diese Bedingungen nur auf die materiellen Voraus­
setzungen für die Eröffnung und Durchführung dieses Ver­
fahren? 

2. Kann der Begriff „Gläubiger“ in Art. 3 Abs. 4 Buchst. b der 
Insolvenzverordnung weit ausgelegt werden, so dass auch 
eine nationale Behörde, die nach dem Recht des Mitglied­
staats, zu dem sie gehört, dafür zuständig ist, einen Antrag 
auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens zu stellen, und im 
allgemeinen Interesse und als Vertreter der Gesamtheit der 
Gläubiger auftritt, im vorliegenden Fall rechtsgültig die Eröff­
nung eines Partikularinsolvenzverfahrens nach Art. 3 Abs. 4 
Buchst. b der Insolvenzverordnung beantragen kann? 

3. Ist, wenn der Begriff „Gläubiger“ auch eine nationale Behörde 
umfasst, die dafür zuständig ist, einen Antrag auf Eröffnung 
des Konkursverfahrens zu stellen, es für die Anwendung von 
Art. 3 Abs. 4 Buchst. b der Insolvenzverordnung notwendig, 
dass diese nationale Behörde nachweist, dass sie im Interesse 
von Gläubigern handelt, die ihrerseits ihren Wohnsitz, Sitz 
oder gewöhnlichen Aufenthalt im Land dieser nationalen 
Behörde haben? 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1346/2000 des Rates vom 29. Mai 2000 über 
Insolvenzverfahren (ABl. L 160, S. 1). 

Vorabentscheidungsersuchen der Cour de cassation du 
Grand-Duché de Luxembourg (Luxemburg), eingereicht 
am 3. März 2010 — Großherzogtum Luxemburg, 
Administration de l’Enregistrement et des 
Domaines/Pierre Feltgen (Insolvenzverwalter der 
Aktiengesellschaft Bacino Charter Company S.A.), Bacino 

Charter Company S.A. 

(Rechtssache C-116/10) 

(2010/C 113/52) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Vorlegendes Gericht 

Cour de cassation du Grand-Duché de Luxembourg
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Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Großherzogtum Luxemburg, Administration de l’Enregis­
trement et des Domaines 

Beklagter: Pierre Feltgen (Insolvenzverwalter der Aktiengesell­
schaft Bacino Charter Company S.A.), Bacino Charter Company 
S.A. 

Vorlagefrage 

Können die vom Vermieter eines Schiffes, das dieser mit Besat­
zung gegen Entgelt natürlichen Personen für Hochseevergnü­
gungsreisen dieser Kunden zur Verfügung stellt, erbrachten 
Dienstleistungen aufgrund des Art. 15 Nr. 5 der Sechsten Richt­
linie 77/388/EWG des Rates vom 17. Mai 1977 zur Harmoni­
sierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Um­
satzsteuern — gemeinsames Mehrwertsteuersystem: einheitliche 
steuerpflichtige Bemessungsgrundlage ( 1 ) von der Steuer befreit 
werden, wenn diese Leistungen sowohl als Schiffsvermietungs­
leistung wie auch als Transportleistung angesehen werden? 

( 1 ) ABl. L 145, S. 1. 

Klage, eingereicht am 3. März 2010 — Europäische 
Kommission/Rat der Europäischen Union 

(Rechtssache C-117/10) 

(2010/C 113/53) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Parteien 

Klägerin: Europäische Kommission (Prozessbevollmächtigte: V. 
Di Bucci, L. Flynn, K. Walkerová, A. Stobiecka-Kuik) 

Beklagter: Rat der Europäischen Union 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung 2010/10/EG ( 1 ) des Rates vom 20. Novem­
ber 2009 über die Gewährung einer staatlichen Beihilfe 
durch die Behörden der Republik Polen für den Erwerb 
landwirtschaftlicher Flächen zwischen dem 1. Januar 2010 
und dem 31. Dezember 2013 für nichtig zu erklären; 

— dem Rat der Europäischen Union die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Mit dem Erlass der angefochtenen Entscheidung habe sich der 
Rat über die Entscheidung der Kommission hinweggesetzt, die 
sich aus dem Vorschlag für zweckdienliche Maßnahmen in Nr. 
196 der Agrarleitlinien von 2007 und der bedingungslosen 
Zustimmung Polens dazu ergebe und nach der Polen verpflich­
tet sei, eine bestehende Beihilferegelung für den Erwerb land­
wirtschaftlicher Flächen bis spätestens 31. Dezember 2009 aus­
laufen zu lassen, hinfällig werden lassen. Unter dem Vorwand 
außergewöhnlicher Umstände habe der Rat Polen tatsächlich 
gestattet, diese Regelung bis zum Ende der Laufzeit der Agrar­
leitlinien von 2007 am 31. Dezember 2013 beizubehalten. Die 
Umstände, die der Rat zur Begründung für diese Entscheidung 
angeführt habe, seien offensichtlich keine außergewöhnlichen 
Umstände, die die getroffene Entscheidung rechtfertigen könn­
ten, und trügen der Entscheidung der Kommission über diese 
Regelung nicht Rechnung. Die Kommission stützt ihre Nichtig­
keitsklage auf vier Klagegründe: 

a) Erstens habe der Rat keine Zuständigkeit gehabt, nach Art. 
88 Abs. 2 Unterabs. 3 EG vorzugehen, weil er über den 
polnischen Antrag nicht innerhalb der in Unterabs. 4 dieser 
Vorschrift vorgesehenen Dreimonatsfrist entschieden habe 
und weil die von ihm genehmigte Beihilfe auf jeden Fall 
eine bestehende Beihilfe gewesen sei, zu deren Auslaufenlas­
sen bis Ende 2009 sich Polen verpflichtet habe, als es den 
dafür von der Kommission vorgeschlagenen zweckdienli­
chen Maßnahmen zugestimmt habe. 

b) Zweitens habe der Rat durch die Genehmigung der Beibe­
haltung der Beihilfemaßnahmen bis 2013 seine Befugnisse 
missbraucht, indem er versucht habe, der Entscheidung, 
nach der Polen diese Maßnahmen bis Ende 2009, aber nicht 
darüber hinaus habe beibebehalten können, ihre Wirkung zu 
nehmen. 

c) Drittens sei die angefochtene Entscheidung unter Verstoß 
gegen den Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit erlassen 
worden, der sowohl für die Mitgliedstaaten wie auch zwi­
schen den Organen gelte. Mit seiner Entscheidung habe der 
Rat Polen aus seiner Verpflichtung entlassen, mit der Kom­
mission in Bezug auf die zweckdienlichen Maßnahmen zu­
sammenzuarbeiten, denen dieser Mitgliedstaat hinsichtlich 
bestehender Beihilfen für den Erwerb landwirtschaftlicher 
Flächen im Zusammenhang mit der in Art. 88 Abs. 1 EG 
festgelegten Zusammenarbeit zugestimmt habe. 

d) Viertens habe der Rat insofern einen offensichtlichen Beur­
teilungsfehler begangen, als er befunden habe, dass außerge­
wöhnliche Umstände vorgelegen hätten, die den Erlass der 
angenommenen Maßnahme rechtfertigten. 

( 1 ) ABl. L 4, S. 89.
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